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Das Virus vor Gericht 
 

So ist das in einem Rechtsstaat. Die Judikative hat 
das letzte Wort. Das erinnert mich an meinen Kon-

firmationsspruch, 1. Korinther 13: „Nun aber bleiben 
Glaube, Hoffnung, Liebe, diese drei; aber die Liebe 
ist die größte unter ihnen.“ Übersetz auf unseren 
Rechtsstaat heißt das: Exekutive (daran muss man 
glauben), Legislative (auf die darf man hoffen) und 
Judikative (die muss man lieben, wenn es passt).  
 

Entweder verabschieden sich immer mehr Bundes-
länder von den Beherbergungsverboten oder die Ge-
richte sorgen dafür. Überraschend hat soeben Bay-
ern das BHV aufgehoben. In der verbleibenden Wo-
che der Herbstferien können wir jetzt noch Urlaub 

machen in Baden-Württemberg, Bayern, Bremen, 
NRW, Niedersachsen, Rheinland-Pfalz, Saarland, 
Sachsen und Thüringen. Nur in Brandenburg, Ham-
burg, Hessen, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-
Anhalt und Schleswig-Holstein legt man keinen Wert 
auf uns. 
 

Das Virus steht weiter vor Gericht. In Berlin hat das 
Verwaltungsgericht vorerst die Sperrstunden „sus-
pendiert“. Für Freunde der gehobenen Deutschen 
Sprache, wie sie nur Juristen beherrschen, hier der 

Pressetext des Verwaltungsgerichts:    
 

Die mit der Berliner SARS-CoV-2-Infektionsschutz-
verordnung verhängte Sperrstunde für Gaststätten 
hält einer rechtlichen Überprüfung nicht stand. Das 

hat das Verwaltungsgericht Berlin in zwei Eilverfah-
ren entschieden. 
 

Nach § 7 Abs. 4 der SARS-CoV-2-Infektionsschutz-
verordnung in der Fassung vom 6. Oktober 2020 sind 
Gaststätten in der Zeit von 23 Uhr bis 6 Uhr des Fol-

getages zu schließen (Sperrstunde). Hiergegen setz-
ten sich die Antragsteller, insgesamt elf Gastrono-
men, in zwei Eilverfahren zur Wehr. 
 

Den Eilanträgen hat die 14. Kammer des Verwal-

tungsgerichts stattgegeben. Nach Auffassung des 
Gerichts verfolgt die Maßnahme zwar das legitime 
Ziel, die Ausbreitungsgeschwindigkeit der übertrag-
baren Krankheit COVID-19 innerhalb der Bevölke-
rung zu verringern und damit eine Überlastung des 
öffentlichen Gesundheitssystems zu vermeiden. Zur 

Erreichung dieses Ziels sei eine Sperrstunde auch 
möglicherweise geeignet. Bei summarischer Prüfung 
sei aber nicht ersichtlich, dass die Maßnahme für 
eine nennenswerte Bekämpfung des Infektionsge-
schehens erforderlich sei.  
 

Nach den vom Robert Koch-Institut veröffentlichten 
Daten hätten Gaststätten unter den bislang gelten-
den Schutz- und Hygienemaßnahmen keinen derart 

wesentlichen Anteil am Infektionsgeschehen gehabt, 

dass wegen der nunmehr zu verzeichnenden starken 

Zunahme von Neuinfektionen eine Sperrstunde als 
weitere Maßnahme erforderlich sei.  
 

Der Antragsgegner habe bereits mildere Mittel in 
Form von vielfältigen Schutz- und Hygienemaßnah-

men und nunmehr auch eines Alkoholausschankver-
bots ergriffen, die für die Bekämpfung des von Gast-
stätten ausgehenden Infektionsrisikos bei einer pri-
oritär gebotenen konsequenten Durchsetzung dieser 
Maßnahmen in gleicher Weise geeignet schienen.  
 

Nach den Feststellungen des Robert Koch-Instituts 

seien aktuelle Fallhäufungen insbesondere im Zu-
sammenhang mit Feiern im Familien- und Freundes-
kreis sowie u.a. in Alten- und Pflegeheimen, Kran-
kenhäusern, Einrichtungen für Asylbewerber und Ge-
flüchtete, Gemeinschaftseinrichtungen, fleischverar-

beitenden Betrieben und im Rahmen religiöser Ver-
anstaltungen sowie in Verbindung mit Reisen bzw. 
Reiserückkehrern beobachtet worden. Es sei nicht 
nachvollziehbar, warum es infektionsschutzrechtlich 
gerechtfertigt sein solle, gastronomische Betriebe – 
die ansonsten geöffnet bleiben dürften – nach 23 Uhr 
zu schließen.  
 

Auch die Gefahr einer alkoholbedingten „Enthem-
mung“ nach 23 Uhr bestehe nicht, weil die Verord-

nung nunmehr ein von den Antragstellern nicht an-
gegriffenes Alkoholausschankverbot nach diesem 

Zeitpunkt enthalte. Gastwirten könne nicht pauschal 
unterstellt werden, dass sie diese Vorgaben typi-
scherweise nicht einhielten. Allein die bessere Kon-
trollmöglichkeit einer Sperrstunde könne daher hier 
nicht zur Rechtfertigung der Maßnahme herangezo-
gen werden. Schließlich stelle sich die Maßnahme 
wegen der untergeordneten Bedeutung des Infekti-

onsumfelds „Gaststätte“ als unverhältnismäßiger 
Eingriff in die Berufsfreiheit dar. 
 

Gegen die Beschlüsse kann Beschwerde beim Ober-
verwaltungsgericht Berlin-Brandenburg eingelegt 

werden. 
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